
Bundessozialgevänht

- 8 RK 16/82
_

Verkündet am
250 September 1982

I m N a m e n d e 8 V o 1 k e s

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

OOOOOOBOOOOOOOOe00000O006000600090000000IOOOOOOIOOOOOCOOGOQOO’

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

0000OO°OOOOODOOSOOOOOQOOOOQOOO00009°C.00.000.000006000000000.,

Beklagte und Revisionsbeklagte,

beigeladenz
1)

0000000OOOOOOO06000OOOOOO9°OOOOOOOOOOOOIOOG‚00900060000BOB,

2)

OO0600800000000090000000000000000......OOOIOOOOOOOOOQOOOO|,

3)

eoOO600000eoo009000000000000.00GOOOOOOOOOOOOOOOOOO00.000.o,

4)

060000°9000000°000.900.°DGB.000000.......OOOOOOOOQOOOOOOOO,

Prozeßbevollmächtigte zu 1):
00000DOOOOOOOOO0000000600000000...I......OOOOO......OOOOODOOOO

Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat am 23. September 1982

nach Lage der Akten

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Sozialgerichts

Itzehoe vom 18° Februar 1982 wird zurückgewiesen.

Die Klägerin hat den Beigeladenen zu 1) bis 4) die außer—
gerichtlichen Kosten des Rechtsstreits zu erstatten; im

übrigen sind außergerichtliche Kosten nicht zu erstatten.
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Die Beigeladene zu 1) betreibt in der Rechtsform einer GmbH&
Co KG ein Straßen- und Tiefbauunternehmen mit handelsrecht-

lichem Firmensitz in I „
(I.) Dort befindet sich auch der

Teil des Betriebes, der die kaufmännischen Entscheidungen

fällt und die Löhne zentral abrechnet. In I., H (H.)

und H*—' (He.) bestehen Bauhöfe mit technischem Personal.
Dem Antrag der Beigeladenen zu 1) entsprechend führt die Be-

klagte, gestützt auf den Erlaß des Reichsarbeitsministers

(RAM) vom 18. Februar 1942 (Amtliche Nachrichten für Reichs-
versicherung -AN- II 1942 S 1ü8), die gesetzliche Krankenver-
sicherung für alle pflichtversicherten Arbeitnehmer der Bei-

geladenen zu 1) durch. Die Klägerin beansprucht demgegenüber

die Zuständigkeit für die zur Niederlassunglkn gehörigen

120 Mitarbeiter der Beigeladenen zu 1), zu denen die Beige-

ladenen zu 2) bis &) gehören, weil für diese Niederlassung

ein Gewerbe angemeldet und damit ein eigener Betriebssitz

im Sinne des RAM-Erlasses begründet werden sei.

Das Sozialgericht (SG) I. hat durch Urteil vom 18. Februar
1982 die Klage auf Feststellung der Zuständigkeit der Klägerin

für die in der Niederlassung He. der Beigeladenen zu 1) be-
schäftigten Beigeladenen zu 2) bis &) abgewiesen: Betriebssitz
im Sinne des genannten RAM—Erlasses sei der Hauptsitz der

Beigeladenen zu 1) in I.; die Niederlassung in He. sei kein

völlig selbständiger Betriebsteil.

Mit zu zugelassenen und mit Zustimmung der Beklagten einge-
‘legten Revision rügt die Klägerin eine Verletzung des Er— ‘

lasses des RAM vom 18. Februar 1942, die sie in der Verken-

nung des Begriffes "Betriebssitz" erblickt. Die Beigeladene

zu 1) habe nämlich auch in He. einen Betriebssitz, weil sie

dort seit 1962 ein Gewerbe angemeldet habe, von dort aus
Stellenanzeigen aufgebe, Arbeiten und Verkäufe mit eigener
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Bankverbindung völlig selbständig durchführe und nur mit diesem

Betriebssitz an auf den Kreis D (D.) begrenzten
Ausschreibungen teilnehme.

Die Klägerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Itzehoe vom

18. Februar 1982 aufzuheben und festzu-
stellen, daß für die Durchführung der Ver-

sicherung nach 5 165 Abs 1 Nr 1 Reichsver—
sicherungsordnung (RVG) der Beigeladen912u
2) bis &) die Klägerin zuständig ist.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Die Beigeladenen haben sich zur Revision nicht geäußert.

II

Zur Zulässigkeit der Feststellungsklage und zur Fortgeltung

des Erlasses des RAM vom 18. Februar 1942 wird auf das Urteil

des erkennenden Senats vom 16. Februar 1982 - 8/8a RK 16/80 -
(SozR 2200 5 234 Nr 4 = USK 8212) Bezug genommen.

Nach dem genannten Erlaß wird auf Antrag des Betriebsführers

abweichend von den allgemeinen Vorschriften der RVO die Kran-

kenversicherung der versicherungspflichtig Beschäftigten von

Baubetrieben mit zentraler Lohnabrechnung von der für den Be—

triebssitz zuständigen Allgemeinen Ortskrankenkasse (AOK)

durchgeführt. Diese Voraussetzungen der Zuständigkeit der

Beklagten hält die Klägerin insoweit nicht für erfüllt, als

die Beigeladene zu 1) auch in ihrem Bezirk, nämlich in He.,

einen Betriebssitz habe. Dem vermag der Senat jedoch nicht

zuzustimmen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Sinn des genannten Erlasses ist es, wie aus seiner Einleitung

hervorgeht, den zahlreichen Baubetrieben, die eine zentrale

Lohnabrechnung und Baustellen in den Bezirken verschiedener

Ortskrankenkassen haben, die Berechnung der Beiträge zur

Krankenversicherung und die Beitragsabführung zu erleichtern.

Deshalb ermöglicht es der Erlaß, auf Antrag "des Betriebs-

führers" die Krankenversicherung der versicherungspflichtig

Beschäftigten von Baubetrieben unter der Voraussetzung von

der für den Betriebssitz zuständigen AOK durchführen zu

lassen, daß der Betrieb die Lohnabrechnung zentral durch-

führt. Es kommt demnach nicht darauf an, ob ein Baubetrieb

etwa handelsrechtlich (& 106 des Hande15gesetzbuches) oder
gewerberechtlich (55 1a ff der Gewerbeordnung) mehrere Be-
triebssitze hat. Selbst wenn dies der Fall ist, soll nach

der mit dem Erlaß des RAM beabsichtigten Verwaltungsverein—
fachung auf Antrag "des Betriebsführers", also der zentralen

Betriebsleitung, die der zentralen Lohnabrechnung sachlich

entspricht, die Krankenversicherung nur von einer AOK durch-

geführt werden. Welche dies ist, richtet sich nach dem mit

dem Begriff "Betriebssitz" gemeinten Sitz der die zentrale
Lohnabrechnung betreibenden Unternehmensleitung. Denn nur so

ist der bei zentraler Lohnabrechnung mögliche—und vom Erlaß

beabsichtigte Zweck der Verwaltungsvereinfachung für Betrieb

und Versicherungsträger erreichbar. Betriebssitz in diesem
Sinne ist hier, wie das SG zutreffend entschieden hat, I.

Die für diesen Ort zuständige Beklagte führt deshalb zu Recht

die Krankenversicherung der Beigeladenen zu 2) bis 4) und der
übrigen versicherungspflichtig Beschäftigten der Beigeladenen

zu 1) auf deren Antrag hin durch.

Wollte man mit der Klägerin bei weitgehend selbständig handeln-

den Niederlassungen ungeachtet der in der Betriebszentrale er-
folgenden zentralen Lohnabrechnung vom Begriff des Betriebs-,

sitzes her die Krankenversicherung der in den einzelnen Nie-

derlassungen versicherungspflichtig Beschäftigten den für
diese zuständigen verschiedenen Ortskrankenkassen übertragen,

würde zwar eine größere Ortsnähe in der Betreuung der Ver-

sicherten erreicht. Es würde dann aber der an die Zentrale Lohn-

i
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_ 5 -

abrechnung von Baubetrieben anknüpfende Verwaltungsverein-

fachungseffekt des RAM-Erlasses vom 18. Februar 1942 gerade

in den Fällen vereitelt, in denen er wegen der diesen Betrieben

vom Gegenstand ihres Unternehmens her eigentümlichen‚
von der

Belegenheit der einzelnen Baustellen bestimmten schwerpunkt-

mäßigen Veteilung ihrer Betriebsteile und —gruppen auf größere

Gebiete unter Berücksichtigung der in der Bauwirtschaft ohne—

hin starken Fluktuation von Arbeitskräften in besonderem Maße

angebracht und beabsichtigt ist.

Für die an den Bedürfnissen der Praxis orientierte Auslegung

spricht schließlich auch die Erwägung, daß der Gedanke der

Konzentration und Vereinfachung der Versicherungszuständigkeit

in der Krankenversicherung bei aller örtlichen Gliederung durch—

aus geläufig ist. Denn von einer Zahl von vierhundertfünfzig

Versicherungspflichtigen an kann jeder Arbeitgeber für jeden

-Betrieb eine Betriebskrankenkasse errichten (@ 245 RVG). Ange—

sichts dieser generellen Berücksichtigung kostensparender Kon—

zentrations- und Vereinfachungsmöglichkeiten erscheint es nicht

vertretbar, im Wege der Auslegung gerade dort zur Zersplitte-

rung der Zuständigkeit zu gelangen, wo von den Gegebenheiten

der Betriebe im Baugewerbe her und aus der innerbetrieblichen

Organisation in Form der zentralen Lohnabrechnung in besonderem

Maße der Bedarf und die Voraussetzungen für die einheitliche

Durchführung der Versicherung aller Betriebsangehörigen bei

einer AOK gegeben sind.
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Die Kostenentscheidung beruht auf 5 195 Sozialgerichtsgesetz.
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